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207 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 8 


Pachtſchutzordnung. 
Vom 6. 6. 1923. 


I. Pachtſchutzrecht. 
1 


Sind Grundſtücke zum Zwecke landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung verpachtet oder verliehen, jo kann in den Fällen des § 2 von den Beteiligten das Pacht⸗ 
einigungsamt angerufen werden. Den Pachtverträgen ſtehen alle ſonſtigen Vereinbarungen gleich, die 
die Übertragung des Genuſſes der Erzeugniſſe eines Grundſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtand haben. 

Die Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Vertrag 
ſich auch auf Wohn- und Wirtſchaftsräume erſtreckt. In dieſem Fall kommt die Zuſtändigleit einer 
anderen Stelle nicht in Betracht, insbeſondere auch nicht zur Erteilung der Genehmigung für die Er 
hebung der Räumungsklage und die Zwangsvollſtreckung aus derſelben. 

Beſtimmungen der im § 2 Abſ. 1 unter Ziffer 4 bezeichneten Art können die Pachteinigungsämter 
auch für Verträge treffen, welche die Mberlaffung von Jagden oder Fiſchereien oder von Grundſtücken 
zur Ausübung von Jagd und Fiſcherei gegen Entgelt zum Gegenſtand haben. 

2 


Die Pachteinigungsämter können unter Ausſchluß des Rechtsweges beſtimmen: 
1. daß Kündigungen unwirkſam werden und daß gekündigte Verträge bis zur Dauer von zwei 
Jahren fortzuſetzen ſind, 
daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren verlängert werden, 
daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden, 
daß Leiftungen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerecht⸗ 
fertigt ſind, anderweit feſtgeſetzt werden. 
Die Pachteinigungsämter ſollen Beſtimmungen aus Abſatz 1 nur treffen, wenn und inſoweit 
ſich die Beibehaltung der Beſtimmungen des Vertrags entweder als Ausbeutung der Notlage oder unter 
Berückſichtigung der veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe offenbar als eine ſchwere Unbilligkeit dar⸗ 
ſtellt, oder wenn und inſoweit ſie zur Folge hätte, daß der eine oder der andere Teil in wirtſchaſtliche 
Not gerät, oder wenn Verpächter der Staat, die Gemeinden, Kirchen, gemeinnützige Stiftungen und 
Anſtalten und öffentlich-rechtliche Körperſchaften find. 
8 3. 
Von ihren Befugniſſen aus § 2 Abſatz 1 Ziffern 1 und 2 ſollen die Pachteinigungsämter, ſoweit 
nicht der Pächter oder Nutzungsberechtigte das Grundſtück beſonders ſchlecht bewirtſchaftet, regelmäßig i 
dann Gebrauch machen, wenn dem Pächter oder Nutzungsberechtigten ſonſt nicht insgeſamt 10 Hektar 5 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 6. 1923). 
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Land zur Bewirtſchaftung verbleiben würden; eigenes oder ſonſt genutztes Land iſt dabei anzurechnen. 


Die Verlängerung eines gekündigten oder abgelaufenen Vertrags kann wiederholt erfolgen. 

Die Umwandlung einer Geldpacht in eine Naturalpacht oder Naturalwertpacht und umgekehrt 
iſt zuläſſig. 8 9 4. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auch Anwendung auf ſolche Verträge ($ 1), die gleich⸗ 
zeitig ein Arbeitsverhältnis enthalten, insbeſondere auf Heuerlingsverträge. In Fällen dieſer Art iſt 
das Pachteinigungsamt unter Ausſchluß einer anderen Stelle zuſtändig. 

Zur Umwandlung eines Heuerlingsvertrages in einen reinen Pachtvertrag und zur Beiſeitigung 
von Beſtimmungen über ein Arbeitsverhältnis aus dem Pachtvertrag iſt die Zuſtimmung beider Teile 
erforderlich. 8 5 

Auf die nach der Pachtſchutzordnung den Vertragsteilen zuſtehenden Rechte kann nicht verzichtet 
werden. Die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſcheidung iſt zuläſſig. Eine Vereinbarung, nach der 
einem Vertragsteil bei Ausübung der Rechte beſondere Nachteile erwachſen ſollen, iſt unwirkſam. 

II. Einrichtung der Pachteinigungsämter. 
8 6. 


Die Pachteinigungsämter werden bei den Amtsgerichten für deren Bezirk gebildet. Sie beſtehen 
aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. Die Beiſitzer ſind je zur Hälfte dem Kreiſe 
der Verpächter und Pächter, welche möglichſt ſelbſtwirtſchaftende Landwirte ſind, zu entnehmen. Für 


Jagodpachtſachen find die Beiſitzer aus dem Kreiſe von Perſonen zu entnehmen, welche auf dem Gebiet 


der Jagd beſondere Sachkunde beſitzen. 

Als Verpächter und Pächter im Sinne des Abſatzes 1 Satz 3 gelten nur Perſonen, die in 
Anſehung ihres Pachtlandes ſelbſt den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegen. Perſonen, welche Land 
ſowohl gepachtet, wie auch verpachtet haben, ſollen zu Beiſitzern nicht beſtellt werden, es ſei denn, daß 
die Pachtung (Verpachtung) wegen ihrer Geringfügigkeit im Verhältnis zu der Verpachtung (Pachtung) 
außer Betracht gelaſſen werden kann. 

Soweit an geeigneten Verpächtern im Bezirke des Pachteinigungsamts Mangel iſt, können ſolche 
aus einem angrenzenden Pachteinigungsamtsbezirk ernannt werden; iſt auch das nicht tunlich, ſo können 
an Stelle von Verpächtern ſelbſtwirtſchaftende Eigentümer zu Beiſitzern beſtellt werden, wenn ſie weder 
Verpächter noch Pächter oder Nutzungsberechtigte ſind. 

Für Sachen, welche Fiſcherei-Pachtverträge (8 1 Abſatz 3) betreffen, find zur Beſetzung des 
Pachteinigungsamts in Danzig (8 13 Abſatz 2) die Beiſitzer je nach der Art des zur Beurteilung ſtehenden 
Falles zu entnehmen aus dem Kreiſe der Perſonen, welche auf dem Gebiet der Fiſcherei beſondere Sach— 
kunde beſitzen. Zum Amt als Verpächterbeiſitzer ſind auch Vertreter und Beamte ſolcher öffentlich— 
rechtlichen Körperſchaften befähigt, die Verträge der im 8 1 Abſatz 3 bezeichneten Art haben. 

By, 

Die Beifiger werden auf Vorſchlag der Kommunalvertretung auf die Dauer von zwei Jahren 
vom Kreistag bezw. von der Stadtverordnetenverſammlung aus der Zahl der vorgeſchlagenen Perſonen 
gewählt. Bei der Wahl iſt dafür Sorge zu tragen, daß eine genügende Anzahl von Beiſitzern am Ort 
des Pachteinigungsamts oder in deſſen Nähe vorhanden iſt, die raſch als Stellvertreter herangezogen 
werden können. 

Die Vorſchlags- und Ernennungsliſten ſind für Verpächter und Pächter getrennt aufzuſtellen; 
die Größe des verpachteten oder gepachteten Grundbeſitzes eines jeden iſt dabei zu vermerken. Bei der 
Berufung der Beiſitzer zu den Spruchſitzungen des Pachteinigungsamts ſoll der Vorſitzende auf die 
Größe und Bewirtſchaftungsart der zur Beurteilung ſtehenden Grundſtücke nach Möglichkeit Rückſicht nehmen. 

Für die Beſetzung des Pachteinigungsamts im Falle des § 6 Abſatz 4 erfolgt die Ernennung 
der Beiſitzer durch den Senat. Die Beiſitzer ſind für Fiſchereipachtſachen getrennt nach Verpächtern und 
Pächtern auf einer beſonderen Liſte zu vereinigen; bei den einzelnen Beiſitzern iſt zu vermerken, ob ſie 
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hinſichtlich der Berufsfiſcherei oder der Sportfiſcherei und ob fie hinſichtlich der See⸗ und Flußfiſcherei 
oder hinſichtlich der Teichwirtſchaft beſondere Erfahrung beſitzen. 
8 8. 5 

Für die Rechtsverhältniſſe und die Entſchädigungen der Beiſitzer gelten die für die Schöffen 
beſtehenden Vorſchriften der 88 31—35, 51—56 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in der durch das Geſetz 
über die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen vom 15. September 1922 
(Geſetzbl. S. 413) veränderten Faſſung ſinngemäß mit der Maßgabe, daß es einer Mitwirkung der 
Staatsanwaltſchaft hier nicht bedarf. 


Inſoweit das Geſetz nicht Ausnahmen beſtimmt, üben die Beiſitzer während der mündlichen Ver⸗ 
handlung das Richteramt in vollem Umfang und mit gleichem Stimmrechte wie der Vorſitzende aus und 
nehmen auch an denjenigen im Lauf einer mündlichen Verhandlung zu erlaſſenden Entſcheidungen teil, 
welche in keiner Beziehung zur Endentſcheidung ſtehen und welche auch ohne vorgängige mündliche Ver⸗ 
handlung erlaſſen werden können. 

Die außerhalb der mündlichen Verhandlung erforderlichen Entſcheidungen werden von dem Vor⸗ 


ſitzenden erlaſſen. 
8 10. 


Für die Beratung und Abſtimmung finden die 88 194 bis 200 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
entſprechende Anwendung. Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Ausſchließung und Ablehnung 
der Gerichtsperſonen gelten ſinngemäß. Die Entſcheidung über die Ausſchließung oder Ablehnung eines 
Beiſitzers erfolgt durch den Vorſitzenden. Wird der Vorſitzende abgelehnt, ſo bedarf es einer Entſcheidung 
nicht, wenn er das Ablehnungsgeſuch ſelbſt für begründet hält; andernfalls entſcheidet das Landgericht; 
dieſes hat die durch die Verlegung des Termins der Staatskaſſe und den Beteiligten erwachſenen Unkoſten 
dem Ablehnenden aufzuerlegen, wenn die Ablehnung mutwillig erfolgt iſt. 


2 8 11. 

Die Verhandlungen des Pachteinigungsamts ſind nicht öffentlich. Der Vorſitzende kann außer 
den Parteien auch andere Perſonen, die ein rechtliches Intereſſe an der Entſcheidung haben, zu den Ver⸗ 
handlungen zulaſſen. 

Die 88 177 bis 185 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden Anwendung. 


III. Verfahren. 
1. Vor dem Pachteinigungsamt. 
8 12. 

Der Antrag über die Wirkſamkeit der Kündigung zu entſcheiden, iſt binnen einem Monat nach 
Eingang der Kündigung zu ſtellen; § 27 Abſatz 2 gilt entſprechend. Der Antrag, ein ohne Kündigung 
ablaufendes Pachtverhältnis zu verlängern, iſt ſpäteſtens ſechs Monate vor Ablauf des Vertrags zu 
ſtellen. Der Antrag kann in beiden Fällen nicht mehr geſtellt werden, wenn die Pachtzeit abgelaufen iſt. 

Der Antrag auf Erhöhung des Pachtzinſes iſt abzuweiſen, wenn er nicht ſpäteſtens am letzten 
Tage des Pachtjahres, für welches die Erhöhung verlangt wird, beim zuſtändigen Pachteinigungsamt 
eingeht. Die Entſcheidung ſteht dem Vorſitzenden des Pachteinigungsamts zu. 

8 13. 

Zuſtändig iſt das Pachteinigungsamt, in deſſen Bezirk das den Gegenſtand des Vertrags bildende 
Grundſtück ganz oder zum größten Teil liegt. 

Für Sachen, welche Fiſchereipachtverträge betreffen (81, Abſatz 3), iſt auch das Pachteinigungsamt 
in Danzig zuſtändig. Iſt der Antrag bei dem nach Abſatz 1 zuſtändigen Pachteinigungsamt eingereicht, 
fo ift deſſen Vorfigender auf das von einem Teil binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Antrags an 
ihn (8 14 Abſatz 2) ſchriſtlich geftellte Verlangen befugt, die Sache an das Pachteinigungsamt in Danzig 
zu verweiſen. Die Verweiſung iſt für das letztere verbindlich. 


— 


ln 
a EEE ER > — r . SE ] — u — — — . * 
Cc Tee en + N 2 8 ** RN * 5 a a Ze — 
N i > — = ’ De = 22 - 5 a — S * en 


U R ö j x f Knick r R EURER? 
70 N r a Aal A Tide RER, N 
D e . De hl u met zu ED A 


642 
Iſt das Pachteinigungsamt ſachlich nicht zuſtändig, ſo verweiſt es die Sache an das zuſtändige 
Mieteinigungsamt oder in den Fällen des Geſetzes betr. Kündigung von langfriſtigen Miet- und Pacht⸗ 
verträgen zwecks Anderung der Zinsabrede an die Kammer für Handelsſachen beim Landgericht Danzig. 
Der Beſchluß, durch den die Sache an ein Mieteinigungsamt verwieſen wird, iſt unanfechtbar. Gegen 
den Beſchluß, durch den die Sache an die Kammer für Handelsſachen verwieſen wird, kann binnen einer 
Friſt von 2 Wochen nach der Bekanntgabe (§ 23 Abſ. 2) Beſchwerde eingelegt werden; der $ 27 Abſ. 2 
gilt entſprechend. Über die Beſchwerde entſcheidet die Kammer für Handelsſachen endgültig. 


8 14. i 
Der Antrag an das Pachteinigungsamt iſt ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
zu ſtellen. Er ſoll unter Darlegung der Sachlage und Angabe der Beweismittel kurz begründet werden; 
der Antragſteller ſoll die ihm zugänglichen Beweisurkunden, insbeſondere Vertragsurkunden und Briefe 
beifügen. : 
Der Antrag iſt dem Gegner bekanntzugeben. 


8 15. 

Das Pachteinigungsamt ſoll in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung der 
Beteiligten hinwirken. 

Zum Zweck einer Einigung kann der Vorſitzende mit den Beteiligten Vorverhandlungen abhalten. 
§ 16 Abſatz 3 Satz 3 gilt entſprechend. Re 

Kommt eine Einigung nicht zuftande, jo ift Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem 
Pachteinigungsamt anzuberaumen. Die Beteiligten ſind zu dem Termin zu laden. 

Die Ladung erfolgt durch eingeſchriebenen Brief. Der Vorſitzende kann eine andere Art der 
Ladung anordnen. 

Die Parteien ſind, auch wenn ſie durch Bevollmächtigte vertreten werden, zum perſönlichen 
Erſcheinen verpflichtet. Der Vorſitzende des Pachteinigungsamts kann abweichende Anordnungen treffen. 
Gegen die trotz ausdrücklicher Anordnung des Vorſitzenden nicht erſchienene Partei iſt wie gegen einen 
im Verhandlungstermin nicht erſchienenen Zeugen zu verfahren; Haft darf das Pachteinigungsamt nicht 
verhängen. 

5 17. 

Das Pachteinigungsamt kann den Beteiligten aufgeben, binnen einer beſtimmten Friſt Tatſachen 
zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts anzugeben und Beweismittel, insbeſondere Urkunden vorzulegen 
oder Zeugen zu ſtellen. 

Bei Verſäumung der Friſt kann das Einigungsamt nach Lage der Sache ohne Berückſichtigung 
der nicht beigebrachten Beweismittel entſcheiden. 

§ 18. 

Das Einigungsamt kann auf Antrag oder von Amts wegen Beweiſe erheben, insbeſondere 
Zeugen und Sachverſtändige eidlich vernehmen ſowie Verſicherungen an Eidesſtatt entgegennehmen. 

Auf die Erledigung des Zeugen- und Sachverſtändigenbeweiſes finden die Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren 
nach Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 

Die Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden haben innerhalb ihrer Zuſtändigkeit den Erſuchen der 
Einigungsämter um Aufnahme von Beweiſen zu entſprechen. Auf die von den Gerichten zu leiſtenden 
Rechtshilfe finden die Vorſchriften des 13. Titels des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


8 19. 


Sind die Parteien oder iſt eine derſelben trotz rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen und nicht 
ordnungsmäßig vertreten, ſo kann gleichwohl in der Sache verhandelt und nach Lage derſelben ent- 
ſchieden werden. 


Iſt mit Genehmigung des Vorſitzenden ($ 16 Abſatz 3) an Stelle einer Partei nur deren 
Bevollmächtigter erſchienen, jo ift dieſer zur Verhandlung zuzulaſſen, wenn er feine Vollmacht durch 
eine ſchriftliche Urkunde nachweiſt. Wird eine Vollmacht nicht beigebracht, jo gilt wegen der vorläufigen 
Zulaſſung § 89 der Zivilprozeßordnung entſprechend. Vor Nachreichung der Vollmacht darf eine voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung, insbeſondere auch eines Vergleichs, nicht erteilt werden. 

$ 20. 

Die Entſcheidung erfolgt nach billigem Ermeſſen. Sie darf nur erlaſſen werden, wenn den 
Beteiligten Gelegenheit gegeben worden iſt, ſich zur Sache und über das Ergebnis einer etwaigen 
Beweisaufnahme zu äußern und der Erhebung der Beweiſe beizuwohnen. 

Vor der Entſcheidung kann eine einſtweilige Anordnung erlaſſen werden. 


§ 21. 

Die Befugniſſe aus den SS 17, 18, 20 Abſatz 2 ſtehen außerhalb der mündlichen Verhandlung 

dem Vorſitzenden zu. l 
§ 22. 

An der mündlichen Verhandlung nimmt ein Gerichtsſchreiber teil. Das gleiche gilt für eine 
Vorverhandlung ($ 15 Abſatz 2), wenn ein Vergleich geſchloſſen wird. 

Über die Verhandlung wird eine Niederſchrift aufgenommen, die von dem Vorſitzenden und dem 
Gerichtsſchreiber zu unterzeichnen iſt, ſie ſoll Ort und Tag der Verhandlung, die Bezeichnung der mit⸗ 
wirkenden Perſonen und der Beteiligten ſowie das Ergebnis der Verhandlungen enthalten. 

Kommt ein Vergleich zuftande, jo iſt er in der Niederſchrift feſtzuſtellen. Die Niederſchrift ift 
inſoweit, als ſie einen Vergleich enthält, den Beteiligten vorzuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen und 
von ihnen zu unterzeichnen. In der Niederſchrift ift zu bemerken, daß dies geſchehen und die Ge⸗ 
nehmigung erfolgt iſt. 8 
. 8 23. 

Die Entſcheidung des Pachteinigungsamts erfolgt durch Beſchluß. 

Der Beſchluß iſt durch Verkündung bekanntzugeben. Gegenüber Beteiligten, die bei der Ver⸗ 
kündung nicht gegenwärtig und nicht ordnungsmäßig vertreten ſind, erfolgt die Bekanntgabe durch 
Zuſtellung. : 

Der Beſchluß iſt ſchriftlich zu begründen, wenn eine Partei es binnen einer Woche ſeit der 
Bekanntgabe an ſie beantragt hat oder wenn Rechtsbeſchwerde eingelegt iſt. 

In dem Beſchluß ſind außer Datum und Wortlaut der Entſcheidung auch die Namen der 
Mitglieder des Pachteinigungsamts aufzuführen, die an der Entſcheidung mitgewirkt haben; der Beſchluß 
iſt von dem Vorſitzenden zu unterſchreiben. 2 

§ 24. 

Die Vorſchriften der 88 319 und 321 Z. P. O. finden für das Verfahren vor den Pacht⸗ 
einigungsämtern entſprechende Anwendung. Die Entſcheidung nach § 319 kann durch den Vorſitzenden 
erfolgen. Die Friſt des § 321 Abſatz 2 beginnt mit der Bekanntgabe (8 23 Abſatz 2) der Entſcheidung 
an den Beſchwerdeführer. 

2. Rechts beſchwerde. 
5 § 25. 

Gegen die Entſcheidung des Pachteinigungsamts iſt die Rechtsbeſchwerde an das Landgericht zuläſſig. 

Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt (88 40, 41) kann nur mit der Entſcheidung in der 
Hauptſache zugleich angefochten werden. 5 

8 26. 

Durch rechtzeitige Einlegung der Rechtsbeſchwerde wird die Rechtskraft des angefochtenen 

Beſchluſſes gehemmt. ö 
Nach Einlegung der Beſchwerde iſt dem Beſchwerdeführer und dem Beſchwerdegegner der Beſchluß 
mit den Gründen zuzuſtellen, falls er ihnen nicht ſchon vorher ſchriftlich mitgeteilt war. a 


; 8 27. a 
Die Rechtsbeſchwerde muß bei dem Pachteinigungsamt, deſſen Beſchluß angefochten wird, oder 
bei dem Beſchwerdegericht binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entſcheidung an den Beſchwerde— 
führer ($ 23 Abſatz 2) zu Protokoll oder ſchriftlich eingelegt werden. Sie ſoll mit Gründen verſehen 
werden und einen beſtimmten Antrag enthalten. f a 
Die Friſt iſt eine Notfriſt; die 88 233 Abſ. 1, 234, 237, 238 Abſatz 1 und 2 der Zivilprozeß- 
ordnung gelten entſprechend. 9 28 


n „Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die Entſcheidung auf einer Verletzung 
des Geſetzes beruhe. Die SS 550 und 563 der Zivilprozeßordnung finden ſinngemäß Anwendung. 

Die Entſcheidung ift ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes beruhend anzuſehen, wenn dem 
Beſchwerdeführer vor der Entſcheidung das rechtliche Gehör (§ 20 Abſatz 1 Satz 2) nicht gewährt worden 
iſt oder wenn ein Verfahrensmangel der im § 551 Ziffer 1 bis 5, 7 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Art vorliegt. 8 209 . 


Iſt die Beſchwerde an ſich unſtatthaft oder nicht in der vorgeſchriebenen Form oder Friſt ein- 
gelegt, ſo iſt ſie als unzuläſſig zu verwerfen. 

Dieſe Entſcheidung kann der Vorſitzende des Pachteinigungsamts und auch der Vorſitzende des 
Beſchwerdegerichts ſelbſtändig durch Vorbeſcheid treffen. Macht er hiervon Gebrauch, ſo kann binnen 
einer Woche, feit Zuſtellung des Vorbeſcheids die Entſcheidung des Veſchwerdegerichts beantragt werden. 


Hierauf iſt in dem Vorbeſcheide hinzuweiſen. 9 90 5 


Iſt die Beſchwerde ordnungsmäßig eingelegt, ſo iſt ſie dem Gegner des Beſchwerdeführers 
zuzuſtellen. Dieſem ſteht es frei, binnen einer Woche eine Beſchwerdeerwiderung einzureichen. Er kann 
die Beſchwerdeerwiderung auch zu Protokoll des Gerichtsſchreibers erklären. 

Nach Ablauf der Friſt ſind die Akten dem Beſchwerdegerichte vorzulegen; zu einer Abänderung 
der von ihm erlaſſenen Entſcheidung iſt das Pachteinigungsamt nicht befugt. 

8 31. 

Der Gegner des Beſchwerdeführers kann ſich der Rechtsbeſchwerde anſchließen. Die SS 521 
Abſ. 1, 522 der Zivilprozeßordnung gelten entſprechend. 

Der Verzicht auf die Rechtsbeſchwerde und die Zurücknahme derſelben iſt zuläſſig. Die 88 514 
und 515 Abſatz 3 der Zivilprozeßordnung gelten ſinngemäß. 

§ 32. 

Auf das Verfahren vor dem Beſchwerdegericht kommen die Vorſchrifſten vor dem Pacht⸗ 
einigungsamt entſprechend zur Anwendung. Die Parteien können ſich, ſoweit nicht das perſönliche 
Erſcheinen ängeordnet iſt, durch eine mit fehriftlicher Vollmacht verſehene Perſon vertreten laſſen; zur 
geſchäftsmäßigen Vertretung find nur die bei dem Beſchwerdegerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte befugt. 

8 33. 


Über die Rechtsbeſchwerde entſcheidet das Landgericht durch eine Zivilkammer. 
Die Entſcheidung kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. 
i 8 34. 
Das Beſchwerdegericht hat ſeiner Verhandlung und Entſcheidung die tatſächlichen Feſtſtellungen 
der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde zu legen und neue Tatſachen nur inſoweit zu berückſichtigen, 
als ſie zur Begründung eines weſentlichen Mangels des Verfahrens vorgebracht werden. N 
Soweit die Rechtsbeſchwerde auf weſentliche Mängel des Verfahrens geſtützt wird, unterliegen 
der Prüfung des Beſchwerdegerichts nur die hierfür vorgebrachten Gründe. Im übrigen iſt ohne 
Beſchränkung zu prüfen, ob die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder der unrichtigen 
Anwendung des beſtehenden Rechtes beruht. 5 
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Iſt die Rechtsbeſchwerde begründet, jo kann das Beſchwerdegericht entweder ſelbſt in der Sache 
entſcheiden oder ſie zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Pachteinigungsamt oder an 
ein anderes Pachteinigungsamt zurückverweiſen. Im Fall der Zurückverweiſung iſt der Endentſcheidung 
die Entſcheidung über die Unkoſten vorzubehalten. 

Das Pachteinigungsamt, an welches die Sache zurückverwieſen wird, iſt an die rechtliche 


Beurteilung gebunden, die der Aufhebung der Entſcheidung zu Grunde liegt. 


§ 36. ö 

Die Entſcheidung über die Rechtsbeſchwerde iſt mit Gründen zu verſehen und den Parteien 
zuzuſtellen. 

Die Entſcheidung wird mit der Verkündung, und wenn eine Verkündung nicht erfolgt, mit der 
Zuſtellung rechtskräftig. 

3. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
$ 37. 

Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftige Entſcheidung geſchloſſenen Verfahrens kann unter 
denſelben Vorausſetzungen erfolgen, unter denen nach den 8s 579 und 580 der Zivilprozeßordnung die 
Wiederaufnahme des Verfahrens durch Nichtigkeits- und Reſtitutionsklage möglich iſt. Die Wiederaufnahme 
nach den Grundſätzen der Reſtitutionsklage findet auch ſtatt, wenn der Gegner des Antragſtellers vor der 
Entſcheidung nicht gehört iſt. 

Im übrigen finden die 88 578 bis 591 Z. P. O. mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß als allgemeine Vorſchriften im Sinne des § 585 Z. P. O. die Vorſchriſten über das Verfahren vor 
den Pachteinigungsämtern anzuſehen ſind. 

IV. Koſten und Zwangsvollſtreckung. 
a § 38. a f 

Die Freie Stadt Danzig, die Gemeinden, Kirchen, gemeinnützigen Stiftungen und Anſtalten 
ſowie die öffentlich-rechtlichen Körperſchaften genießen Gebühren- und Stempelfreiheit. 

Im übrigen werden für das Verfahren in Pachtſchutzſachen Gebühren und Stempel erhoben. 

Die Gebühr entſteht durch Eingang des Antrags bei dem Pachteinigungsamt. Sie beträgt fünf 
vom Hundert vom Werte des Streitgegenſtandes, zum mindeſten aber zweihundert Mark. Die Gebühr 
verdoppelt ſich, wenn der Pachtſtreit durch Beſchluß des Pachteinigungsamts erledigt wird. Bei der 
Feſtſetzung des Wertes des Streitgegenſtandes iſt im Falle eines Beſchwerdeantrags aus § 2 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 3 der Pachtzins, im Falle eines Antrags aus § 2 Abſ. 1 Ziffer 4 der Unterſchied zwiſchen 
dem bisherigen und dem neu beantragten Pachtzinſe zu Grunde zu legen, beide Male berechnet auf die 
Zeit, für welche die anderweite Regelung oder die Aufhebung beantragt wird. Der Pachtzins iſt unter 
Einſchluß des Wertes von Naturalleiſtungen zu berechnen; Pfennigbeträge ſind auf ganze Mark nach 
unten abzurunden. - ST, 5 

Die Gebühren aus Abſatz 3 Satz 1 bis 3 ermäßigen ſich im Fall des $ 12 Abſatz 2 auf 
die Hälfte. 5 

8.80.5 

An baren Auslagen werden außer Schreib- und Poſtgebühren nur die Koſten der Zeugen und 
Sachverſtändigen und der Einnahme eines amtlichen Augenſcheins berechnet. Ein Vorſchuß kann er— 
fordert werden, wenn zu erwarten iſt, daß ihr Betrag 500 Mark überſteigen wird. 

§ 40. 

Trifft das Pachteinigungsamt eine Beſtimmung nach $ 2, jo iſt auch über die Koſten zu ent⸗ 
ſcheiden. Die Koſten ſind demjenigen aufzuerlegen, zu deſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert 
oder hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert wird; aus Billigkeitsgründen kann über die Koſten anders 
entſchieden werden. f 
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Wird eine Beſtimmung nach 8 2 nicht getroffen, fo trägt der Antragſteller die Koſten. Werden 
dieſe durch Vergleich von dem anderen Teil übernommen, ſo haftet der Antragſteller daneben als Zweit⸗ 
ſchuldner. § 88 Abſatz 2 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung. 

8 41. 

Die Erſtattung der einer Partei entſtandenen notwendigen Auslagen, insbeſondere von 
Vertretungskoſten kann vom Gegner nur gefordert werden, inſoweit das Pachteinigungsamt bei der 
Entſcheidung die Erſtattung ausdrücklich angeordnet hat, das Pachteinigungsamt ſoll die Erſtattung nur 
anordnen, inſoweit der Gegner mutwillig das Verfahren oder eine Erhöhung der Koſten veranlaßt hat. 

$ 42. : 

In der Beſchwerdeinſtanz finden die Vorſchriften der §s 38 bis 41 Abſatz 1 mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß ſich die Gebühr nach dem Wert des Streitgegenſtandes, wenn aber der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes geringer iſt, nach dieſem berechnet und daß die Koſten einer ohne 
Erfolg eingelegten Beſchwerde dem Beſchwerdeführer zur Laſt zu legen ſind. Für die Entſcheidung 
darüber, zu weſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert 
iſt (§ 40), iſt der Unterſchied zwiſchen dem Rechtszuſtande bei Anrufung des Pachteinigungsamts und 
dem durch die endgültige Beſchwerdeentſcheidung geſchaffenen Rechtszuſtande maßgebend. 

Der zur Vertretung einer Partei in der Beſchwerdeinſtanz zugezogene Rechtsanwalt erhält für 
ſeine Tätigkeit die volle Gebühr des § 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte, berechnet nach dem 
Wert des Streitgegenſtandes, wenn aber der Wert des Beſchwerdegegenſtandes geringer iſt, nach dieſem. 
Die 88 11, 76 bis 86, 93 und 94 a. a. O. ſowie der 891 Abſatz 2 Z. P. O. find ſinngemäß anzuwenden. 

Wird die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen, ſo ermäßigen ſich die Gebühren aus Abſatz 1 und 2 
auf die Hälfte. Das gleiche gilt im Fall der Zurücknahme der Beſchwerde. Die Vorſchrift über die 
Mindeſtgebühr ($ 38, Abſatz 3) bleibt jedoch unberührt. 

§ 43. 

Auf die Berechnung, Feſtſetzung und Einziehung der Koſten finden die für das Verfahren in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die inſoweit vom 
Gericht zu treffenden Entſcheidungen werden beim Pachteinigungsamt von deſſen Vorſitzenden getroffen, 
ſie ſind endgültig. 9 44 


Die 8s 114, 115,117 bis 126 der Zivilprozeßordnung in der durch Artikel III des Reichsgeſetzes 
vom 18. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2113) geſchaffenen Faſſung ſinden ſinngemäß Anwendung 
mit der Maßgabe, daß die im § 126 bezeichneten Entſcheidungen durch den Vorſitzenden des Pacht— 
einigungsamts (des Beſchwerdegerichts) getroffen werden und daß gegen die Ablehnung oder Entziehung 
des Armenrechts ſowie gegen die Entſcheidung auf Nachzahlung der Koſten die Entſcheidung des Pacht⸗ 
einigungsamts (des Beſchwerdegerichts) angerufen werden kann. 

$ 45. 

Der Inhalt des Vergleichs und des rechtskräftigen Beſchluſſes über den Pachtſtreit gilt unter 
den Parteien als Vertragsinhalt. 

Zur Beſcheinigung der Rechtskraft und zur Erteilung der Ausfertigung des Vergleichs und des 
Beſchluſſes iſt der Gerichtsſchreiber bei dem Pachteinigungsamt zuſtändig. 

5 46. 

Aus Vergleichen, die vor dem Pachteinigungsamt oder vor dem Beſchwerdegericht oder vor 
deren Vorſitzenden zwiſchen dem Verpächter, dem Pächter oder einem Dritten abgeſchloſſen ſind, findet 
die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ſtatt. 

Die rechtskräftige Entſcheidung über die Koſten und über die Koſtenerſtattung iſt vollſtreckbar. 

Auf die Zwangsvollſtreckung finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprechende An- 
wendung; die Entſcheidungen, die danach von dem Pachteinigungsamt zu treffen wären, werden von 
deſſen Vorſitzenden getroffen und ſind endgültig. 
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V. Schluß vorſchriften. 
8 47. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juni 1923 in Kraft. 

Die in dieſem Zeitpunkt im Amt befindlichen Vorſitzenden der Pachteinigungsämter und deren 
Stellvertreter bleiben im Amt, bis eine Neubeſetzung der Stelle durch das Präſidium des Landgerichts 
erfolgt iſt. Ebenſo bleiben die vorhandenen Beiſitzer im Amte, bis die Wahl der neuen Beiſitzer nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes erfolgt iſt; den näheren Zeitpunkt beſtimmt der Senat. 

Die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſtellten Anträge werden, wenn das Pachteinigungsamt 
darüber noch nicht entſchieden hat, nach den neuen Vorſchriften, andernfalls nach dem bisherigen Recht 
beurteilt. 

Auch, wenn die im $ 12 Abſ. 1 Satz 1 beſtimmte Friſt nicht gewahrt iſt, find Anträge dann als 
rechtzeitig anzuſehen, wenn fie vor dem 1. Juli 1923 und vor Ablauf des Vertrages geſtellt find. 

Die Vorſchrift im 8 12 Abſ. 1 Satz 2 findet keine Anwendung auf Pachtverträge, die am 
1. Januar 1924 oder vor dieſem Zeitpunkt ablaufen; der Antrag auf Verlängerung ſolcher Pachtverträge 
iſt rechtzeitig, wenn er ſo frühzeitig geſtellt iſt, wie es unter Berückſichtigung der Intereſſen des andern 
Teils verlangt werden kann. i 


Danzig, den 6. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


208 Verorduung 
über Erſatzkaſſen in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 12. 6. 1923. 


Auf Grund der 8s 372 d, 372 k, 3721 des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird 
hiermit folgendes beſtimmt: 

8 1. 

Wird die Zulaſſung als Erſatzkaſſe zurückgezogen oder die Erſatzkaſſe aufgelöſt, ſo ſind aus dem 

Vermögen der Erſatzkaſſe 

87,55 vom Hundert der bis zum 31. Oktober 1922 ſowie 

80,00 vom Hundert der vom 1. November 1922 ab 
verwendeten reichsgeſetzlichen Beiträge nebſt 3½ vom Hundert Zinſen und Zinſeszinſen vom Ablauf des 
auf die Fälligkeit des Beitrags folgenden Monats ab zu überweiſen. 

Als reichsgeſetzlicher Beitrag gilt für die Zeit vom 1. November 1922 ab das um 14 Mark 
erhöhte Sechsfache des Steigerungsbetrags (§ 55 a. a. O.), der für den Beitragsmonat gewährt wird. 


8 2. 

Hat die Reichsverſicherungsanſtalt für einen Verſicherten, der bei einer Erſatzlaſſe verſichert 
geweſen iſt, die reichsgeſetzlichen Leiſtungen feſtgeſetzt, jo hat die Erſatzkaſſe das Deckungskapital für die 
ihr zur Saft fallende reichsgeſetzliche Leiſtung ohne die Rentenerhöhung innerhalb zwei Wochen nach der 
ihr zugegangenen Aufforderung der Reichsverſicherungsanſtalt zu überweiſen. 

Das Deckungskapital wird nach den Rechnungsgrundlagen in der Denkſchrift, betreffend die 
Penſions⸗ und Hinterbliebenenverſicherung der Privatangeſtellten (Druckſache Nr. 986, Reichstag 
12. Legislatur⸗Periode I. Seſſion 1907/09), berechnet. Dabei iſt das Alter nach dem Lebensjahre 
zugrunde zu legen, das am letzten Geburtstag vor dem feſtgeſetzten Beginne der Leiſtung vollendet iſt. 

Die Reichsverſicherungsanſtalt ermittelt das Deckungskapital für die geſamte, dem Berechtigten 
zuſtehende Leiſtung. Von dieſem Betrage hat die Erſatzkaſſe denjenigen Betrag zu überweiſen, der den 
zu ihr entrichteten reichsgeſetzlichen Beiträgen verhältnismäßig entſpricht. 
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Im gleichen Verhältnis find die dem Berechtigten zuftehenden Rentenerhöhungen (Teuerungs⸗ 
zulagen) von der Erſatzkaſſe anteilig zu übernehmen. Die Reichsverſicherungsanſtalt kann den von der 
Erſatzkaſſe zu erftattenden Anteil in vierteljährlichen Zwiſchenräumen einziehen. 

8 3. ; 
Tritt ein der Verſicherungspflicht unterliegendes Mitglied einer Erſatzkaſſe aus ihr aus, ſo iſt der 


Reichsverſicherungsanſtalt innerhalb eines Monats nach dem Austritt eine Beſcheinigung nach dem bei⸗ 
liegenden Muſter zu überſenden. 


Danzig, den 12. Juni 1923. 5 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. f 
(Vorderſeite) 


Beſcheinigung 
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209 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das ie verfündet wird: 


Geſe tz 
ee u des Zigarettenſteuergeſetzes vom 28. Februar 1923. 
Vom 4. 6. 1923. 
Artikel I. 

Die mehr als 3 Monate im Zigarettengewerbe und den durch dieſes mitbeſchäftigten Gewerben 
beſchäftigt geweſenen Angeſtellten, Arbeiter und Arbeiterinnen, die nachgewieſenermaßen infolge des 
Zigarettenſteuergeſetzes vom 28. Februar 1923 vorübergehend oder für längere Zeit arbeitslos werden 
bezw. geworden ſind, ohne anderweit entſprechende Beſchäftigung zu finden, oder wegen notwendig 
gewordenen Berufswechſels oder wegen Einſchränkung des Betriebes geſchädigt werden, erhalten Unter⸗ 
ſtützungen bis zu einem Jahre aus der Staatskaſſe. 

Artikel II. 

Die näheren Beſtimmungen, insbeſondere über Umfang und Bedingungen der Zuwendungen 
erläßt der Senat, jedoch mit der Maßgabe, daß die Unterſtützung im Falle eingetretener Arbeitsloſigkeit 
nicht weniger betragen darf, als Dreiviertel des entgangenen Arbeitsverdienſtes. 

Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Zigarettenſteuergeſetz vom 28. Februar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 4. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


2¹⁰ Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. Vom 13. 6. 1923. = 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 
1. Im 8 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ find unter VI, 2. Abſ., die Worte des 
„doppelten Betrags“ zu ſtreichen, und unter VIII iſt im erſten Satze zwiſchen „eine“ und „im voraus“ 
einzuſchalten: vierteljährlich. ; 


2. Im 87 „Gebühren für gewöhnliche Telegramme“ find im urſprünglichen Abſatz zu III „Für 
jedes außerhalb . ...“ das Komma und das Wort „Memelgebiet“ zu ſtreichen. 
3. Im 8 9 „Bezahlte Antwort“ unter III find hinter „beantragt“ die Worte „unnd. 5 
De. beträgt“ zu ſtreichen. 
4. Im 8 13 „Nachſendung von Telegrammen“ unter Wiſt zu erſetzen „jo wird eine Ausfertigung“ 
durch: ſo wird die Ausfertigung 
und „von denen eine Ausfertigung“ durch: deren Ausfertigung. 
5. Im $ 15 „Seetelegramme“ iſt zu erſetzen unter XIII, 2. Abſ. unter a) 1. und unter b) 1 
* „800 Mark“ durch: 2000 Mark unter a) 2. und unter b) 2. „400 Mark“ durch: 1000 Mark. 
* 6. Im 8 17 „Erhebung der Gebühren“, Abſ. IV erhält der vorletzte Satz in der Faſſung der 
l Verordnung vom 28. Dezember 1922 (G.⸗Bl. 1923 S. 8) folgende Faſſung: 
Als beſondere Gebühr für die Stundung wird für jedes Telegramm, für das die Gebühren 
geſtundet werden, erhoben a 
ein Betrag in Höhe der Wortgebühr für Freiſtadt⸗Ferntelegramme und außerdem 2 v. H. 
des Stundungsbetrags unter Rundung von weniger als 50 Pf. nach unten und von 
50 Pf. und mehr nach oben auf volle Mark. 
7. Im 8 19 „Zuſtellung der Telegramme am Beſtimmungsorte“ unter II ift im 2. Satz 
„übermittelt“ zu erſetzen durch: beſtellt. 
8. Im 8 21 „Erſtattung und Nachzahlung von Gebühren“ iſt zu ſtreichen unter II i: „ſofern 
er mindeſtens 80 Pf. beträgt“ und unter II k: „fie mindeſtens 80 Pf. beträgt und“. 
Die Anderungen treten am 1. Juli 1923 in Kraft. 
Die Inhaber abgekürzter Telegrammanſchriften ſind berechtigt, die Vereinbarung bis zum 
25. Juni 1923 zum 1. Juli zu kündigen; dasſelbe gilt für Vereinbarungen über regelmäßige beſondere 
Zuſtellung von Telegrammen ($ 3, VII bis IX der Telegraphenordnung). 


Danzig, den 13. Juni 1923. 
Pojt: und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Dr: 
Dr 
Tas 
— 
a; 


21¹ Verordnung 
zur Anderung der Auweiſung für den Funktelegraphendienſt. Vom 13. 6. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die „Anweiſung für den Funktelegraphendienſt“ vom 15. Juni 1913 nebſt 
Anderungen wie folgt geändert: 

Im $ 10 find zu erſetzen unter i 

1. a) „800 M“ und „400 M“ durch: 2000 M und 1000 M. 
b) „800 M“ und „400 M“ durch: 2000 M und 1000 M. 2 

Die Änderungen treten am 1. Juli 1923 in Kraft. 

Danzig, den 13. Juni 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Schriftleitung: Bürs des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


